
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur ˜nderung der Richtlinie 2000/29/EG des Rates über
Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schad-

organismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse

(2001/C 240 E/14)

KOM(2001) 183 endg. � 2001/0090(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 5. April 2001)

DER RAT DER EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000
über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die
Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1) sind die Einzelheiten
der gemeinschaftlichen Pflanzenschutzregelung und ins-
besondere die Pflanzengesundheitsvorschriften, Verfahren
und Förmlichkeiten für die Verbringung von Pflanzen und
Pflanzenerzeugnissen in die Gemeinschaft bzw. innerhalb
der Gemeinschaft festgelegt.

(2) Die Verfahren und Förmlichkeiten für die Einfuhr von
Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen aus Drittländern soll-
ten in bestimmten Punkten präzisiert und um bestimmte
Vorschriften ergänzt werden.

(3) Die Verfahren und Förmlichkeiten sollten vor der Zoll-
abfertigung abgeschlossen sein. Da Pflanzen- und Pflan-
zenerzeugnissendungen diesen Verfahren und Förmlichkei-
ten nicht unbedingt in demselben Mitgliedstaat unterzogen
werden, in dem auch die Zollabfertigung stattfindet, sollte
zur Erleichterung der Kommunikation und der Informa-
tion zwischen den zuständigen amtlichen Stellen und den
Zollstellen eines Mitgliedstaats sowie zwischen den zustän-
digen amtlichen Stellen der Mitgliedstaaten untereinander
ein Verfahren der Zusammenarbeit festgelegt werden.

(4) Um die Einschleppung von Pflanzen und Pflanzenerzeug-
nisse schädigenden Organismen in die Gemeinschaft bes-
ser verhüten zu können, sollten die Mitgliedstaaten die
hierfür erforderlichen Kontrollen verschärfen. Die Kontrol-
len sollten wirksam sein und nach gemeinschaftsweit ein-
heitlichen Verfahren durchgeführt werden.

(5) Die zu erhebenden Kontrollgebühren sollten auf einer an-
gemessenen Kostenrechnung basieren und nach Möglich-
keit in allen Mitgliedstaaten einheitlich sind.

(6) Angesichts der bisherigen Erfahrungen sollten auch be-
stimmte andere Vorschriften der genannten Richtlinie
ergänzt, präzisiert bzw. aktualisiert werden.

(7) Seit die Binnenmarktregelung angewendet wird, werden
die im Rahmen des Internationalen Pflanzenschutzüber-
einkommens (IPPC) der FAO vorgesehenen Pflanzen-
gesundheitszeugnisse nicht mehr für die Vermarktung
von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen innerhalb der Ge-
meinschaft verwendet. Es ist jedoch wichtig, dass diese
Zeugnisse von den Mitgliedstaaten in dem Standardformat
verwendet werden, das in dem genannten Übereinkom-
men für die Ausfuhr von Pflanzen und Pflanzenerzeug-
nissen nach Drittländern festgelegt wurde.

(8) Bestimmte Funktionen der in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten als Koordinations- und Kontaktstelle für Pflanzen-
gesundheitsfragen zuständigen Ðeinzigen zentralen Behör-
de� setzen spezifisches wissenschaftlich-technisches Wis-
sen voraus. Es muss daher die Möglichkeit eingeräumt
werden, bestimmte Tätigkeiten an eine andere Dienststelle
zu übertragen.

(9) Die geltenden Verfahrensvorschriften für die ˜nderung
der Anhänge der Richtlinie 2000/29/EG durch die Kom-
mission sowie für die Festlegung von Ausnahmeregelun-
gen enthalten Bestimmungen, die nicht mehr erforderlich
oder gerechtfertigt sind. Die Verfahrensvorschriften für
Dringlichkeitsmaßnahmen sehen nicht die Möglichkeit ei-
ner schnellen Verabschiedung vorläufiger Maßnahmen vor,
die dem Ausmaß der Krise angepasst sind. Die drei Ver-
fahrensregelungen sollten daher geändert werden.

(10) Die Liste der Tätigkeitsbereiche, in denen die Kommission
Pflanzengesundheitsuntersuchungen veranlassen kann,
sollte der Erweiterung der Tätigkeiten auf dem Gebiet
der Pflanzengesundheit infolge neuer Praktiken und Erfah-
rungen Rechnung tragen.

(11) Es hat sich ergeben, dass die Art und Weise, auf die die
Gemeinschaft ihre Rechte in bezug auf Finanzhilfen an die
Mitgliedstaaten für ÐPflanzenschutzkontrollen� geltend ma-
chen kann, nicht transparent ist. Es sollte präzisiert wer-
den, dass Finanzhilfen der Gemeinschaft in Form von
Kommissionsentscheidungen gewährt werden.
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(12) Einige Regelungen der Richtlinie 2000/29/EG (Artikel 3
Absatz 7 Unterabsätze 1, 2 und 4 sowie die Artikel 7, 8
und 9) sind seit 1. Juni 1993 durch alternative Vorschrif-
ten ersetzt worden. Sie sind folglich überflüssig und soll-
ten gestrichen werden.

(13) Gemäß Artikel 4 des Übereinkommens über die Anwen-
dung gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrecht-
licher Maßnahmen (SPS-Übereinkommen (1)) muss die
Kommission unter bestimmten Bedingungen die Gleich-
wertigkeit pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen anderer
Vertragsparteien des Übereinkommens anerkennen. Die
Verfahrensvorschriften für die Anerkennung der Gleich-
wertigkeit pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen sollte
in die Richtlinie 2000/29/EG aufgenommen werden.

(14) Die Vorschriften der Richtlinie 2000/29/EG sollten geän-
dert werden, um den Bestimmungen des Beschlusses
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung
der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse (2) Rechnung zu
tragen �

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 2000/29/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Unterabsatz 2 wird folgender Buchstabe d)
angefügt:

Ðd) die Aufmachung von ,Pflanzengesundheitszeugnis-
sen� und ,Pflanzengesundheitszeugnissen für die
Wiederausfuhr�, die die Mitgliedstaaten bei der Aus-
fuhr in Drittländer in Anwendung des Internationa-
len Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC) ausstel-
len.�

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

Ð(4) Die Mitgliedstaaten gewährleisten in allen unter
diese Richtlinie fallenden Fragen eine enge, zügige, so-
fortige und effiziente Zusammenarbeit mit den anderen
Mitgliedstaaten und mit der Kommission. Zu diesem
Zweck errichtet oder benennt jeder Mitgliedstaat eine
einzige zentrale Behörde, die zumindest als Koordinie-
rungs- und Kontaktstelle für pflanzengesundheitliche
Fragen zuständig ist. Vorzugsweise wird hierfür der
im Rahmen des Internationalen Pflanzenschutzüberein-
kommens errichtete amtliche Pflanzenschutzdienst be-
nannt.

Die Benennung dieser Behörde sowie jede spätere ˜nde-
rung wird den anderen Mitgliedstaaten und der Kom-
mission unverzüglich mitgeteilt.

Nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2 kann
genehmigt werden, dass die einzige zentrale Behörde
Koordinierungs- oder Kontaktfunktionen, soweit sie
sich unmissverständlich auf unter diese Richtlinie fal-
lende Pflanzengesundheitsfragen beziehen, einer ande-
ren Dienststelle zuweist oder überträgt.�

2. Artikel 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe a) wird wie folgt geändert:

i) Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

ÐPflanzen: lebende Pflanzen und spezifizierte lebende
Teile von Pflanzen einschließlich Samen.�

ii) Unterabsatz 2 wird wie folgt geändert:

� nach dem sechsten wird folgender siebter Gedan-
kenstrich eingefügt:

Ð� Blätter, Blattwerk,�

� es wird folgender neunter Gedankenstrich ange-
fügt:

Ð� andere Teile von Pflanzen, die nach dem
Verfahren des Artikels 18 Absatz 2 festgelegt
werden können.�,

b) Buchstabe g) Unterabsatz 5 erhält folgende Fassung:

ÐDie einzige zentrale Behörde gemäß Artikel 1 Absatz 4
teilt der Kommission die jeweils zuständigen amtlichen
Stellen des betreffenden Mitgliedstaats mit. Die Kommis-
sion leitet diese Angaben an die anderen Mitgliedstaaten
weiter;�

c) in Buchstabe i) Unterabsatz 1 erster Gedankenstrich
werden die Worte Ðgemäß Artikel 7 Absatz 1 oder
Artikel 8 Absatz 2� durch die Worte Ðgemäß Artikel
1 Absatz 1 Buchstabe d)� ersetzt;

d) es werden folgende Buchstaben j) bis q) angefügt:

Ðj) ,Eingangsort�: der Ort, an dem Pflanzen, Pflanzen-
erzeugnisse oder sonstige Gegenstände ins Zoll-
gebiet der Gemeinschaft eingeführt werden, d.h.
der erste angeflogene Flughafen bei Lufttransport,
der erste Anlegehafen bei See- oder Flusstransport,
der erste Haltebahnhof bei Schienentransport und
der Ort, an dem die für das betreffende Gebiet der
Gemeinschaft, in dem die Gemeinschaftsgrenze
überschritten wird, zuständige Zollstelle ansässig
ist, bei anderen Transportarten.
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k) ,amtliche Stelle am Eingangsort�: die am Eingangs-
ort zuständige amtliche Stelle.

l) ,amtliche Stelle am Bestimmungsort�: die für das
Gebiet, in dem die Bestimmungszollstelle liegt, zu-
ständige amtliche Stelle.

m) ,Abgangszollstelle�: die Abgangsstelle im Sinne des
Artikels 340b Nummer 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 2454/93 der Kommission mit Durchführungs-
vorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr.
2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der Gemein-
schaften (1).

n) ,Bestimmungszollstelle�: die Bestimmungsstelle im
Sinne des Artikels 340b Nummer 3 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2454/93.

o) ,Partie�: mehrere aufgrund der Homogenität ihrer
Zusammensetzung, ihrer Herkunft und ihrer un-
mittelbaren Bestimmung identifizierbare Einheiten
ein und derselben Ware, die Teil einer Sendung
sind.

p) ,zollrechtliche Bestimmung�: die zollrechtlichen Be-
stimmungen gemäß Artikel 4 Nummer 15 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Fest-
legung des Zollkodex der Gemeinschaften (2).

q) ,Durchfuhr�: das Verfahren gemäß Artikel 91 der
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates.

___________
(1) ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1, zuletzt geän-

dert durch die Verordnung (EG) Nr. 2787/2000
(ABl. L 330 vom 27.12.2000, S. 1).

(2) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1, zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000
des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 311 vom 12.12.2000, S. 17).�

3. Artikel 3 Absatz 7 erhält folgende Fassung:

ÐGemäß den nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2
festzulegenden Bedingungen gelten die Bestimmungen ge-
mäß Absatz 1 und Absatz 5 Buchstabe a), Absatz 2 und
Absatz 5 Buchstabe b) sowie Absatz 4 nicht für Versuchs-
oder Forschungszwecke und Pflanzenzüchtungsvorhaben.�

4. Die Artikel 7, 8 und 9 werden gestrichen.

5. Artikel 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

i) In Unterabsatz 1 werden die Worte Ðanstelle des
Pflanzengesundheitszeugnisses gemäß Artikel 7
oder 8� gestrichen;

ii) nach Unterabsatz 1 wird folgender Unterabsatz 2
angefügt:

ÐFür Saatgut gemäß Artikel 6 Absatz 4 braucht je-
doch kein Pflanzenpass ausgestellt zu werden, wenn
die gemäß den Vorschriften für die Vermarktung von
amtlich zertifiziertem Saatgut ausgestellten Doku-
mente belegen, dass die Anforderungen gemäß Ar-
tikel 6 Absatz 4 eingehalten wurden. In diesem Falle
gelten die Dokumente für jeden Verwendungszweck
als Pflanzenpässe im Sinne von Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe f).�.

b) In Absatz 2 Unterabsätze 1 und 2 werden jeweils vor
dem Wort Ðdürfen� die Worte Ðsowie Saatgut gemäß
Artikel 6 Absatz 4� eingefügt.

6. In Artikel 11 Absatz 3 wird nach Unterabsatz 2 folgender
Unterabsatz 3 angefügt:

ÐSoweit Absatz 1 nur auf einen Teil der betreffenden Pflan-
zen, Pflanzenerzeugnisse oder Nährsubstrate angewendet
wird, kann gemäß Artikel 10 für die anderen Teile ein
Pflanzenpass verwendet werden, vorausgesetzt, sie sind
nicht befallsverdächtig und es besteht nicht die Möglich-
keit, dass Schadorganismen verschleppt werden.�

7. Artikel 12 erhält folgende Fassung:

ÐArtikel 12

(1) Die Mitgliedstaaten führen zum Nachweis der Ein-
haltung der Bestimmungen dieser Richtlinie und insbeson-
dere von Artikel 10 Absatz 2 dieser Richtlinie amtliche
Kontrollen durch, die stichprobenweise und ohne Unter-
scheidung nach Ursprung der Pflanzen, Pflanzenerzeug-
nisse oder sonstigen Gegenstände sowie nach Massgabe
folgender Vorschriften vorgenommen werden:

� gelegentliche Stichprobekontrollen jederzeit und über-
all, wo Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstige Ge-
genstände verbracht werden,

� gelegentliche Stichprobekontrollen in Betrieben, in de-
nen Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstige Gegen-
stände angebaut, erzeugt, gelagert oder zum Verkauf
angeboten werden, sowie in den Betrieben von Käu-
fern,

� gelegentliche Stichprobekontrollen in Verbindung mit
anderen Dokumentenprüfungen, die nicht aus Gründen
der Pflanzengesundheit durchgeführt werden.

In Betrieben, die in einem amtlichen Verzeichnis gemäß
Artikel 10 Absatz 3 und Artikel 13a Absatz 7 geführt
werden, müssen die Kontrollen regelmäßig durchgeführt
werden, und in Betrieben, die in einem amtlichen Verzeich-
nis gemäß Artikel 6 Absatz 6 geführt werden, können sie
regelmäßig durchgeführt werden.
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Die Kontrollen müssen gezielt erfolgen, wenn Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass eine oder mehrere Bestimmun-
gen dieser Richtlinie nicht eingehalten wurden.

(2) Gewerbliche Käufer von Pflanzen, Pflanzenerzeug-
nissen und sonstigen Gegenständen sind als in der Pflan-
zenerzeugung beruflich tätige Endverwender verpflichtet,
die betreffenden Pflanzenpässe mindestens ein Jahr lang
aufzubewahren und Buch zu führen.

Die Inspektoren haben in allen Erzeugungs- und Vermark-
tungsphasen Zugang zu den Pflanzen, Pflanzenerzeugnis-
sen und sonstigen Gegenständen. Sie sind befugt, alle für
die amtliche Kontrolle zweckdienlichen Nachforschungen
anzustellen, auch in Bezug auf die Pflanzenpässe und die
Buchführung.

(3) Die Mitgliedstaaten können bei den amtlichen Kon-
trollen von den Sachverständigen gemäß Artikel 21 unter-
stützt werden.

(4) Stellt sich bei den gemäß den Absätzen 1 und 2
durchgeführten amtlichen Kontrollen heraus, dass Pflanzen,
Pflanzenerzeugnissen und sonstige Gegenstände die Gefahr
der Ausbreitung von Schadorganismen bergen, so finden
auf diese Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen Ge-
genstände die amtlichen Maßnahmen gemäß Artikel 11
Absatz 3 Anwendung.

Unbeschadet der Mitteilungen und Informationen gemäß
Artikel 16 tragen die Mitgliedstaaten in Fällen, in denen
die betreffenden Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sons-
tigen Gegenstände aus einem anderen Mitgliedstaat stam-
men, dafür Sorge, dass die zuständige amtliche Stelle die
einzige zentrale Behörde dieses Mitgliedstaats und die
Kommission über die Kontrollergebnisse und die von ihr
beabsichtigten oder bzw. getroffenen amtlichen Maßnah-
men unterrichtet. Nach dem Verfahren des Artikels 18
kann ein standardisiertes Informationssystem eingeführt
werden.�

8. Artikel 13 wird durch die folgenden Artikel 13, 13a, 13b
und 13c ersetzt:

ÐArtikel 13

(1) Unbeschadet der Bestimmungen gemäß Artikel 13a
Absätze 1, 2, 3 und 4 sowie spezifischer Abkommen, die
in diesem Zusammenhang zwischen der Gemeinschaft und
einem oder mehreren Drittländern geschlossen wurden,
tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass Pflanzen, Pflan-
zenerzeugnisse und sonstige Gegenstände gemäß Anhang
V Teil B, die aus einem Drittland stammen und in das
Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht werden, ab dem
Zeitpunkt ihres Eintreffens im Zollgebiet der Gemeinschaft
von den zuständigen amtlichen Stellen überwacht werden.
Unbeschadet des Artikels 13a Absatz 8 können sie nur
einer zollrechtlichen Bestimmung zugeführt werden,

wenn die Förmlichkeiten gemäß Absatz 2 abgeschlossen
sind und wenn feststellbar ist, dass

i) � die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Ge-
genstände nicht von den in Anhang I Teil A genann-
ten Schadorganismen befallen sind,

� im Falle von Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen
gemäß Anhang II Teil A: diese nicht mit den jewei-
ligen Schadorganismen gemäß Teil A dieses An-
hangs befallen sind,

� im Falle von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und
sonstigen Gegenständen gemäß Anhang IV Teil A:
diese die einschlägigen Sondervorschriften dieses
Anhangs erfüllen,

ii) den Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Ge-
genständen jeweils das Original des nach den Bestim-
mungen gemäß Absatz 3 ausgestellten obligatorischen
amtlichen ,Pflanzengesundheitszeugnisses� oder ,Pflan-
zengesundheitszeugnisses für die Wiederausfuhr� bzw.
die im Rahmen von Durchführungsvorschriften zu die-
ser Richtlinie festgelegten und zulässigen alternativen
Dokumente beiliegt.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass auch andere als die in
Anhang V Teil B genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse
und sonstigen Gegenstände, die aus einem Drittland stam-
men und in das Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht
werden ab dem Zeitpunkt ihres Eingangs im Zollgebiet
der Gemeinschaft von den zuständigen amtlichen Stellen
auf Erfüllung der Anforderung von Ziffer i) erster und
zweiter Gedankenstrich überwacht werden können. Soweit
die zuständige amtliche Stelle von dieser Möglichkeit Ge-
brauch macht, bleiben die betreffenden Pflanzen, Pflanzen-
erzeugnisse und sonstigen Gegenstände unter amtlicher
Überwachung, bis die einschlägigen Förmlichkeiten abge-
schlossen sind und feststeht, dass die Anforderungen dieser
Richtlinie erfüllt sind.

Die Mitgliedstaaten können die Bestimmungen des ersten
und zweiten Unterabsatzes in ihrem jeweiligen Hoheits-
gebiet anwenden, bevor die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse
und sonstigen Gegenstände einer zulässigen zollrechtlichen
Bestimmung zugeführt werden.

(2) Die Förmlichkeiten gemäß Absatz 1 bestehen darin,
dass die zuständigen amtlichen Stellen zumindest

i) jede Sendung, die aus Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen
und sonstigen Gegenständen besteht oder solche ent-
hält, oder

ii) im Falle von Sendungen, die sich aus mehreren Partien
zusammensetzen: jede Partie, die aus Pflanzen, Pflan-
zenerzeugnissen und sonstigen Gegenständen besteht
oder solche enthält,
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eingehend kontrollieren, um festzustellen, ob

i) der Sendung oder Partie die vorgeschriebenen Zeug-
nisse oder alternativen Dokumente gemäß Absatz 1
Ziffer ii) im Original beiliegen (Dokumentenprüfung),

ii) alle Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen Ge-
genstände oder eine oder mehrere repräsentative Stich-
proben davon den Angaben auf den vorgeschriebenen
Dokumenten entsprechen (Nämlichkeitskontrolle), und

iii) alle Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen Ge-
genstände, einschließlich ihr Verpackungsmaterial und
gegebenenfalls ihre Beförderungsmittel, oder eine oder
mehrere repräsentative Stichproben davon, die Anfor-
derungen gemäß Absatz 1 Ziffer i) (Pflanzengesund-
heitsuntersuchungen) erfüllen.

Die Pflanzengesundheitsuntersuchungen erübrigen sich je-
doch und können auf Ausnahmefälle beschränkt werden,
wenn

� im Rahmen der technischen Vereinbarungen gemäß
Artikel 13a Absatz 5 in dem betreffenden Drittland
bereits mit der Kontrolle der Sendung oder Partie zu-
sammenhängende Tätigkeiten durchgeführt wurden,
oder

� die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen Ge-
genstände, aus denen sich die Sendung oder Partie zu-
sammensetzt, in den zu diesem Zweck festgelegten
Durchführungsvorschriften gemäß Absatz 6 aufgelistet
sind, oder

� die Kommission auf Grund ihrer Erfahrung mit frühe-
ren Gemeinschaftseinfuhren von Material derselben
Herkunft den Nachweis dafür liefert, der von den be-
troffenen Mitgliedstaaten bestätigt wird, dass die Pflan-
zen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen Gegenstände,
aus denen sich die Sendung oder Partie zusammensetzt,
den Anforderungen dieser Richtlinie entsprechen, vo-
rausgesetzt, bestimmte Bedingungen, die in gemäß Ab-
satz 6 erlassenen Durchführungsvorschriften festgelegt
sind, sind erfüllt.

(3) Das amtliche ,Pflanzengesundheitszeugnis� bzw.
,Pflanzengesundheitszeugnis für die Wiederausfuhr� gemäß
Absatz 1 Ziffer ii) wird in mindestens einer der Amtsspra-
chen der Gemeinschaft und nach den Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften des Ausfuhr- bzw. Wiederausfuhrlandes
ausgestellt, die in Einklang mit den Bestimmungen des
IPPC-Übereinkommens festgelegt wurden, unabhängig da-
von, ob das betreffende Land Vertragspartner dieses Über-
einkommens ist oder nicht. Die Zeugnisse sind an den (die)
zuständigen ,Pflanzenschutzdienst(e) in der Europäischen
Gemeinschaft� zu richten.

Die Zeugnisse werden frühestens 14 Tage vor dem Tag
ausgestellt, an dem die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse
oder sonstigen Gegenstände, für die sie gelten, das Ausstel-
lungsdrittland verlassen haben.

Die Zeugnisse enthalten, unabhängig von ihrer Auf-
machung, die in dem Zeugnismuster im Anhang zum
IPPC-Übereinkommen vorgesehenen Angaben. Sie wurden
in einem der von der Kommission gemäß Absatz 4 vor-
gegebenen Formate von Behörden ausgestellt, die hierzu
aufgrund der Rechts- und Verwaltungsvorschriften des be-
treffenden Drittlands, die gemäß den Bestimmungen des
IPPC-Übereinkommens dem Generaldirektor der FAO
oder � bei Nichtvertragspartnern � der Kommission vor-
gelegt wurden, befugt sind.

(4) Nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2 wer-
den die zulässigen Muster festgelegt, wie sie in den ver-
schiedenen Fassungen des Anhangs zum IPPC-Übereinkom-
mens vorgesehen sind. Nach demselben Verfahren können
zur Verwendung in Sonderfällen alternative Vorschriften
für ,Pflanzengesundheitszeugnisse� bzw. ,Pflanzengesund-
heitszeugnisse für die Wiederausfuhr� festgelegt werden.

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 15 Absatz 4
ist für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstige Gegen-
stände gemäß Anhang IV Teil A Abschnitt I bzw. Teil B in
den Zeugnissen in der Rubrik ,Zusätzliche Erklärung� an-
zugeben, welche der in den einschlägigen Teilen dieses
Anhangs genannten besonderen Anforderungen erfüllt
sind.

Bei Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegen-
ständen, für die besondere Anforderungen im Sinne von
Anhang IV Teil A oder gegebenenfalls Teil B gelten, ist das
amtliche ,Pflanzengesundheitszeugnis� gemäß Absatz 1 Zif-
fer ii) von dem Drittland auszustellen, aus dem die Pflan-
zen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Gegenstände stam-
men.

Diese Bestimmung gilt jedoch weder für Fälle, in denen die
betreffenden besonderen Anforderungen auch an anderen
Orten als dem Herkunftsort erfüllt werden können, noch
für Fälle, für die keine besonderen Anforderungen gelten.
Unter diesen Umständen kann das obligatorische ,Pflanzen-
gesundheitszeugnis� in dem Land ausgestellt werden, aus
dem die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Ge-
genstände stammen.

(5) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass das jeweilige
Original der Zeugnisse oder alternativen Dokumente ge-
mäß Absatz 1 Ziffer ii), das der zuständigen amtlichen
Stelle zur Dokumentenprüfung gemäß Absatz 2 Unter-
absatz 2 Ziffer i) vorgelegt wird, mit einem Sichtvermerk
(Stempel) dieser Stelle versehen wird, aus dem zumindest
der Name der Stelle und der Vorlagetermin des Dokuments
hervorgeht.
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(6) Nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2 kön-
nen Durchführungsvorschriften erlassen werden für

a) die Festlegung der Verfahren für die Durchführung der
Pflanzengesundheitsuntersuchungen gemäß Absatz 2
Unterabsatz 2 Ziffer iii), einschließlich der Mindest-
anzahl und des Mindestumfangs von Stichproben,

b) die Erstellung von Listen von Pflanzen, Pflanzenerzeug-
nissen und sonstigen Gegenständen, die einer Pflanzen-
gesundheitsuntersuchung gemäß Absatz 2 Unterabsatz
3 zweiter Gedankenstrich zu unterziehen sind,

c) die Festlegung der Bedingungen gemäß Absatz 2 Unter-
absatz 3 dritter Gedankenstrich.

Die Kommission kann die Empfehlungen gemäß Artikel 21
Absatz 6 durch Leitlinien für die Anwendung von Buch-
stabe a) und b) ergänzen.

Artikel 13a

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass auch
Sendungen aus Drittländern, die der Inhaltserklärung zu-
folge keine Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen
Gegenstände gemäß Anhang V Teil B enthalten, amtlich
kontrolliert werden, sofern berechtigte Gründe zu der An-
nahme bestehen, dass ein Verstoß gegen die einschlägigen
Vorschriften vorliegt.

Nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2 kann fest-
gelegt werden,

a) in welchen Fällen solche Kontrollen vorzunehmen und

b) welche Kontrollmethoden anzuwenden sind.

Bestehen nach der Kontrolle noch Zweifel an der Nämlich-
keit der Sendung, insbesondere hinsichtlich Gattung, Art
oder Ursprung, so wird davon ausgegangen, dass die Sen-
dung Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstige Gegen-
stände gemäß Anhang V Teil B enthält.

(2) Sofern keine Gefahr der Verschleppung von Schad-
organismen besteht,

a) gilt Artikel 13 Absatz 1 nicht für Pflanzen, Pflanzen-
erzeugnisse oder sonstige Gegenstände, die über das
Gebiet eines Drittlands von einem Ort in der Gemein-
schaft zu einem anderen verbracht werden;

b) gelten Artikel 13 Absatz 1 sowie Artikel 4 Absatz 1
nicht für die Durchfuhr durch das Gebiet der Gemein-
schaft;

c) gilt Artikel 13 Absatz 1 nicht für kleine Mengen von
Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen, Lebensmitteln oder Fut-
termitteln, wenn sie vom Besitzer oder Empfänger zu
nicht gewerblichen Zwecken verwendet werden oder

zum Verbrauch während der Beförderung bestimmt
sind.

(3) Nach Maßgabe der nach dem Verfahren des Artikels
18 Absatz 2 festzulegenden Bedingungen gilt Artikel 13
Absatz 1 nicht für das Verbringen von Pflanzen, Pflanzen-
erzeugnissen und anderen Gegenständen zu Versuchszwe-
cken, Forschungszwecken und Pflanzenzüchtungsvorhaben.

(4) Steht eine Ausbreitung von Schadorganismen nicht
zu befürchten, so kann jeder Mitgliedstaat in bestimmten
Einzelfällen vorsehen, dass Artikel 13 Absatz 1 nicht auf
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstige Gegenstände
Anwendung findet, die im unmittelbaren Grenzgebiet eines
benachbarten Drittlands angebaut, erzeugt oder verwendet
und in den betreffenden Mitgliedstaat eingeführt werden,
um an nahegelegenen Standorten im Grenzbezirk seines
Hoheitsgebiets angebaut, erzeugt oder verwendet zu wer-
den.

Wird eine solche Ausnahmeregelung gewährt, so gibt der
betreffende Mitgliedstaat den Standort und den Namen der
Person an, die dort den Anbau, die Erzeugung oder die
Verwendung betreibt. Diese Angaben, die regelmäßig auf
den neuesten Stand zu bringen sind, werden der Kommis-
sion zur Verfügung gehalten.

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenstän-
den, für die die Ausnahmeregelung gemäß Unterabsatz 1
gilt, ist ein schriftlicher Nachweis über den Standort in
dem betreffenden Drittland beizufügen, von die Pflanzen,
Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen Gegenstände stammen.

(5) In technischen Vereinbarungen, die zwischen der
Kommission und den zuständigen Stellen bestimmter Dritt-
länder getroffen werden und die nach dem Verfahren des
Artikels 18 Absatz 2 zu genehmigen sind, kann nieder-
gelegt werden, dass in dem betreffenden Drittland und in
Zusammenarbeit mit dessen amtlichem Pflanzenschutz-
dienst Tätigkeiten im Zusammenhang mit den in Artikel
13 Absatz 1 genannten Kontrollen nach den entsprechen-
den Bestimmungen des Artikels 21 auch unter Aufsicht der
Kommission durchgeführt werden können.

(6) Im Falle von Sendungen, die für ein Schutzgebiet
bestimmt sind, gilt Artikel 13 Absatz 1 für die Schadorga-
nismen und besonderen Anforderungen gemäß Teil B der
Anhänge I, II bzw. IV in Bezug auf dieses Schutzgebiet.

(7) Die Förmlichkeiten gemäß Artikel 13 Absatz 2, die
Kontrollen gemäß Absatz 1 und die Kontrollen der Ein-
haltung der Bestimmungen von Artikel 4 in Bezug auf
Anhang III werden zur gleichen Zeit durchgeführt wie
die Förmlichkeiten für die betreffende zollrechtliche Be-
stimmung. Sie werden unter Einhaltung der Bestimmungen
des mit der Verordnung (EWG) Nr. 1262/84 vom 10. April
1984 (1) genehmigten Internationalen Übereinkommens
zur Harmonisierung der Warenkontrollen an den Grenzen
und insbesondere von Anhang 4 dieses Übereinkommens
abgewickelt.
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Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass Einführer von
Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen, für die ein Pflanzen-
gesundheitszeugnis oder ein alternatives Dokument gemäß
Artikel 13 erforderlich wäre, in ein amtliches Register ein-
zutragen sind. Dabei spielt es keine Rolle, ob sie Erzeuger
sind oder nicht. Die Bestimmungen von Artikel 6 Absatz 5
gelten analog für diese Einführer.

Die Mitgliedstaaten regeln ferner, dass

a) Einführer � oder ihre Zollvertreter � von Sendungen,
die aus Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen
Gegenständen gemäß Anhang V Teil B bestehen oder
diese enthalten, in mindestens einem der zur Abwick-
lung der Förmlichkeiten für die betreffende zollrecht-
liche Bestimmung erforderlichen Dokumente mit dem
Vermerk ,Diese Sendung enthält kontrollpflichtige Er-
zeugnisse, deren Einfuhr nach geltendem Pflanzen-
schutzrecht zulässig ist.� auf die Zusammensetzung der
Sendung verweisen; die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse
und sonstigen Gegenstände in diesen Dokumenten
sind ferner mit den Codes der Nomenklatur zum Inte-
grierten Tarif der Europäischen Gemeinschaften (Taric)
anzugeben;

b) Flughafenbehörden und Hafenbehörden oder auch Ein-
führer und Marktteilnehmer in Absprache der am Ein-
gangsort zuständigen amtlichen Stelle und der zustän-
digen Zollstelle im voraus Mitteilung machen, wenn sie
von der unmittelbaren Ankunft solcher Sendungen
Kenntnis haben; die Mitgliedstaaten können diese Be-
stimmung analog auch auf Landtransporte anwenden,
vor allem, wenn die Sendung außerhalb der normalen
Arbeitszeiten der zuständigen amtlichen Stelle oder des
anderen zuständigen Amtes im Sinne von Absatz 8
erwartet wird.

(8) Die Dokumentenprüfungen sowie die Kontrollen ge-
mäß Absatz 1 und die Kontrollen der Einhaltung der Be-
stimmungen von Artikel 4 in Bezug auf Anhang III werden
am gleichen Ort und zur gleichen Zeit abgewickelt wie die
anderen Förmlichkeiten für die betreffende zollrechtliche
Bestimmung, die im Falle der Durchfuhr von der Abgangs-
zollstelle oder von der jeweiligen anderen zuständigen
Stelle am Eingangsort erledigt werden.

Nämlichkeitskontrollen und Pflanzengesundheitsunter-
suchungen sind zur gleichen Zeit und am gleichen Ort
wie die vorgenannten Zollförmlichkeiten durchzuführen.

Im Falle der Durchfuhr werden die Nämlichkeitskontrollen
und Pflanzengesundheitsuntersuchungen von der zuständi-
gen amtlichen Stelle am Eingangsort durchzuführen. Die
zuständige amtliche Stelle am Eingangsort kann jedoch
im Benehmen mit der (den) zuständigen amtlichen Stelle(n)
am Bestimmungsort beschließen, dass die Nämlichkeits-
kontrollen und Pflanzengesundheitsuntersuchungen ganz
oder teilweise von der zuständigen amtlichen Stelle am
Bestimmungsort durchgeführt werden, vorausgesetzt, es

besteht keine Gefahr, dass Schadorganismen während des
Transports verschleppt werden.

Nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2 werden
Durchführungsvorschriften festgelegt, die auch Mindest-
anforderungen für Pflanzengesundheitsuntersuchungen
umfassen können. Nach demselben Verfahren können Fälle
oder Umstände festgelegt werden, in denen Pflanzen-
gesundheitsuntersuchungen � anstatt an den vorgenann-
ten anderen Orten � am Bestimmungsort durchgeführt
werden können, sofern spezielle Garantien hinsichtlich
der Beförderung der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und
sonstigen Gegenstände gegeben und andere spezifische
Mindestanforderungen, die nach demselben Verfahren fest-
zulegen sind, eingehalten werden.

In jedem Falle sind die Pflanzengesundheitsuntersuchungen
integrierender Bestandteil der Förmlichkeiten gemäß Arti-
kel 13 Absatz 2.

(9) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission und
den anderen Mitgliedstaaten die Liste der als Eingangsorte
ausgewiesenen Orte, die ihrer jeweiligen Zuständigkeit un-
terstehen.

Jede an einem Eingangsort zuständige amtliche Stelle und
jede an einem Bestimmungsort zuständige amtliche Stelle,
die Nämlichkeitskontrollen und Pflanzengesundheitsunter-
suchungen durchführt, muss in Bezug auf Infrastruktur,
Personalausstattung und Ausrüstung bestimmte Mindest-
anforderungen erfüllen.

Diese Mindestanforderungen werden nach dem Verfahren
des Artikels 18 Absatz 2 in Durchführungsvorschriften
festgelegt.

Nach demselben Verfahren werden Vorschriften festgelegt
für die Zusammenarbeit zwischen

a) der zuständigen amtlichen Stelle am Eingangsort und
der zuständigen amtlichen Stelle am Bestimmungsort,

b) der zuständigen amtlichen Stelle am Eingangsort und
der zuständigen Abgangszollstelle und

c) der zuständigen amtlichen Stelle am Bestimmungsort
und der zuständigen Bestimmungszollstelle,

Diese Vorschriften enthalten auch Bestimmungen hinsicht-
lich der Muster der zum Zwecke dieser Zusammenarbeit
zu verwendenden Dokumente und die Verfahren für die
Übermittlung dieser Dokumente einschließlich der Maß-
nahmen, die zur Erhaltung der Nämlichkeit der Partien
und Sendungen und zur Verhütung der Ausbreitung von
Schadorganismen, vor allem während der Beförderung, ge-
troffen werden müssen, bis die erforderlichen Zollförmlich-
keiten abgewickelt sind.
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(10) Den Mitgliedstaaten wird zur Verstärkung ihrer
Kontrollinfrastrukturen in Bezug auf die Pflanzenschutz-
untersuchungen gemäß Absatz 8 eine Finanzhilfe der Ge-
meinschaft gewährt.

Diese Finanzhilfe soll dazu verwendet werden, die Kontroll-
und Untersuchungsausrüstungen und -anlagen von nicht
am Bestimmungsort ansässigen Kontrollstellen über die in
den Durchführungsvorschriften gemäß Absatz 8 festgeleg-
ten Mindestanforderungen hinaus zu verbessern und erfor-
derlichenfalls die Maßnahmen gemäß Absatz 12 durch-
zuführen.

Die Kommission schlägt vor, die entsprechenden Mittel im
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union einzusetzen.

Innerhalb der Grenzen der für diese Zwecke bereitgestell-
ten Mittel wird die Finanzhilfe der Gemeinschaft auf ma-
ximal 50 % der direkt mit der Verbesserung der Ausstat-
tung verbundenen Ausgaben festgesetzt.

Die Vorschriften für die finanziellen Beteiligung der Ge-
meinschaft werden nach dem Verfahren des Artikels 18
Absatz 2 in einer Durchführungsverordnung festgelegt.

Über Zuteilung und Höhe der gemeinschaftlichen Finanz-
hilfe wird anhand der Angaben und Belege, die der betref-
fende Mitgliedstaat übermittelt und gegebenenfalls anhand
der Ergebnisse von Ermittlungen, die im Auftrag der Kom-
mission von den Sachverständigen gemäß Artikel 21
durchgeführt werden, sowie nach Maßgabe der für die vor-
gesehenen Zwecke bereitgestellten Mittel nach dem Verfah-
ren des Artikels 18 Absatz 2 entschieden.

(11) Artikel 10 Absätze 1 und 3 gilt analog auch für
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstige Gegenstände
gemäß Artikel 13, soweit sie in Anhang V Teil A aufgelistet
sind und auf der Grundlage der Förmlichkeiten gemäß
Absatz 13 Absatz 2 davon ausgegangen wird, dass die
Bedingungen gemäß Artikel 13 Absatz 1 erfüllt sind.

(12) Wenn auf der Grundlage der Förmlichkeiten gemäß
Artikel 13 Absatz 2 nicht davon ausgegangen wird, dass
die Bedingungen gemäß Artikel 13 Absatz 1 erfüllt sind,
werden unverzüglich eine oder mehrere der folgenden amt-
lichen Maßnahmen getroffen:

� geeignete Behandlung, wenn davon ausgegangen wird,
dass die Bedingungen aufgrund der Behandlung erfüllt
werden,

� Entfernung des infizierten/befallenen Erzeugnisses aus
der Sendung,

� Quarantänisierung, bis die Ergebnisse der Untersuchun-
gen oder amtlichen Tests vorliegen,

� Ablehnung der Verbringung in die Gemeinschaft mit
oder ohne Genehmigung zur Versendung von Erzeug-
nissen an Bestimmungsorte außerhalb der Gemein-
schaft,

� Vernichtung.

Artikel 11 Absatz 3 Unterabsätze 2 und 3 gilt analog.

Bei Entfernung gemäß Unterabsatz 1 zweiter Gedanken-
strich oder bei Ablehnung gemäß Unterabsatz 1 vierter
Gedankenstrich schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass die
bei der Einfuhr von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder
sonstigen Gegenständen in ihr Hoheitsgebiet vorgelegten
Pflanzengesundheitszeugnisse bzw. Pflanzengesundheits-
zeugnisse für die Wiederausfuhr von den jeweils zuständi-
gen amtlichen Stellen für ungültig erklärt werden. In die-
sem Falle wird das genannte Zeugnis auf der Vorderseite
deutlich sichtbar mit einem roten Dreiecksstempel der ge-
nannten zuständigen Stellen markiert, wobei neben dem
Vermerk ,ungültig� zumindest der Name der betreffenden
Stelle und das Datum der Ablehnung angegeben sein muss.
Der Stempel ist, in Großbuchstaben, in mindestens einer
der Amtssprachen der Gemeinschaft aufzudrucken.

(13) Unbeschadet der Mitteilungen und Informationen
gemäß Artikel 16 tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge,
dass die zuständigen amtlichen Stellen den jeweiligen
Pflanzenschutzdienst des Versanddrittlandes und die Kom-
mission über alle Fälle, in denen Pflanzen, Pflanzenerzeug-
nisse und sonstige Gegenstände aus diesem Drittland abge-
fangen wurden, die den Pflanzengesundheitsvorschriften
nicht entsprechen, sowie damit zusammenhängende Fälle
informiert, und zwar unbeschadet der Maßnahmen, die der
betreffende Mitgliedstaat in bezug auf die abgefangene Sen-
dung möglicherweise treffen wird oder bereits getroffen
hat. Diese Informationen werden so schnell wie möglich
übermittelt, damit die betroffenen Pflanzenschutzdienste
und gegebenenfalls auch die Kommission den Fall unter-
suchen können, um insbesondere zu entscheiden, welche
Maßnahmen erforderlich sind, um weitere Vorfälle dieser
Art zu verhüten. Nach dem Verfahren des Artikels 18
Absatz 2 kann ein standardisiertes Informationssystem vor-
gesehen werden.

Artikel 13b

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass zur De-
ckung der Kosten, die im Rahmen der in Artikel 13 Absatz
2 vorgesehenen und gemäß Artikel 13 Absatz 1 erster oder
zweiter Gedankenstrich durchgeführten Nämlichkeitskon-
trollen und Pflanzengesundheitsuntersuchungen anfallen,
eine gemeinschaftlich festgesetzte Gebühr (im folgenden
,Gemeinschaftsgebühr� genannt) eingezogen werden.

(2) Die Gemeinschaftsgebühr wird (vorbehaltlich der Be-
stimmung gemäß Absatz 3) von jedem Mitgliedstaat so
festgesetzt, dass folgende Ausgaben der zuständigen amtli-
chen Stelle gedeckt sind:

a) Ausgaben für Gehälter, einschließlich Sozialversiche-
rung, der an den Kontrollen/Untersuchungen gemäß
Absatz 1 beteiligten Kontrolleure,
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b) Ausgaben für Büroräume und alle anderen Einrichtun-
gen, Geräte und Ausrüstungen, die diese Kontrolleure
für ihre Tätigkeit benötigen,

c) Ausgaben für Probenahmen für visuelle Prüfungen oder
Laboruntersuchungen,

d) durchschnittliche Ausgaben für Laboruntersuchungen
sämtlicher kontrollierter Sendungen,

e) Ausgaben für Verwaltungsarbeiten (einschließlich opera-
tiver Gemeinkosten) zur effizienten Durchführung der
Kontrollen, einschließlich Ausgaben für die Ausbildung
und praxisbegleitende Fortbildung von Kontrollpersonal,

f) Ausgaben für die Beteiligung der Sachverständigen ge-
mäß Artikel 21 Absatz 1 an diesen Kontrollen, und

g) ein Beitrag zu einem Pflanzenschutzfonds im Sinne von
Absatz 8.

(3) Die Mitgliedstaaten können die Höhe der Gemein-
schaftsgebühr entweder auf der Grundlage einer genauen
Berechnung der Ausgaben gemäß Absatz 2 oder der in
Anhang VIIIa festgesetzten durchschnittlichen Standard-
gebühr festsetzen. Eine direkte oder indirekte Erstattung
der in dieser Richtlinie vorgesehenen Gebühren ist nicht
zulässig. Die Erhebung der durchschnittlichen Standard-
gebühr gemäß Anhang VIIIa gilt jedoch nicht als indirekte
Erstattung.

(4) Die durchschnittliche Standardgebühr gemäß An-
hang VIIIa gilt unbeschadet etwaiger Mehrausgaben zur
Deckung zusätzlicher Kosten, die bei besonderen Tätigkei-
ten im Rahmen der Kontrollen anfallen, wenn beispiels-
weise Kontrolleure außerordentliche Reisen unternehmen
oder wegen verspäteter Ankunft einer Sendung Wartezei-
ten hinnehmen müssen, wenn Kontrollen außerhalb der
normalen Arbeitszeiten vorgenommen werden, wenn zur
Bestätigung von Kontrollergebnissen weitere Ermittlungen
oder Laboruntersuchungen erforderlich sind, wenn im
Zuge von Gemeinschaftsvorschriften aufgrund von Artikel
15 oder 16 besondere Pflanzenschutzmaßnahmen durch-
geführt werden, wenn Maßnahmen gemäß Artikel 13a Ab-
satz 12 getroffen werden oder wenn vorgeschriebene Do-
kumente übersetzt werden müssen.

(5) Darüber hinaus können für die Gemeinschaftsgebühr
für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder sonstige Gegen-
stände in oder in Anwendung allgemeiner Pflanzenschutz-
übereinkommen, die nach dem Gegenseitigkeitsprinzip mit
einem oder mehreren Drittländern geschlossen werden,
und insbesondere unter Berücksichtigung der folgenden
Faktoren andere Beträge festgesetzt werden:

a) Kontrollhäufigkeit,

b) Höhe der von dem (den) betreffenden Drittland(-län-
dern) für Ausfuhren in die Europäische Gemeinschaft
erhobenen Abgaben oder Gebühren für Pflanzen-
gesundheitsuntersuchungen,

c) andere Abgaben, die von dem (den) betreffenden Dritt-
land (-ländern) aus Gründen des Pflanzengesundheits-
schutzes erhoben werden, und jeweilige Höhe dieser
Abgaben.

(6) Die Mitgliedstaaten benennen die Behörden, die zur
Erhebung der Gemeinschaftsgebühr befugt sind. Die Ge-
bühren gehen zu Lasten des Einführers oder seines Zoll-
vertreters und werden von der zuständigen Zollstelle, des
Gebiets, in dem die zuständige amtliche Stelle die Kontrol-
len durchgeführt hat, oder direkt von der zuständigen amt-
lichen Stelle eingezogen.

(7) Die Gemeinschaftsgebühr ersetzt alle anderen Abga-
ben oder Gebühren, die in den Mitgliedstaaten für die
Durchführung der Kontrollen gemäß Absatz 1 und die
Bescheinigung dieser Kontrollen auf nationaler, regionaler
oder lokaler Ebene erhoben werden.

(8) Um es dem Pflanzenschutzdiensten zu erleichtern,
effizient gegen die Einschleppung nichtheimischer Schad-
organismen vorzugehen, und um Anlagen, Ausrüstungen
und die Laborpersonalausstattung zu verbessern, gründen
die Mitgliedstaaten einen Pflanzenschutzfonds, an den ein
Teil der eingezogenen Gebühren abgeführt wird.

Artikel 13c

,Pflanzengesundheitszeugnisse� und ,Pflanzengesundheits-
zeugnisse für die Wiederausfuhr� im Sinne von Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe d), die die Mitgliedstaaten im Rahmen
des IPPC-Übereinkommens für die Ausfuhr in Drittländer
verwenden, werden in dem Standardformat gemäß Anhang
VII ausgestellt.�

9. Artikel 14 Unterabsatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe c) werden die Worte Ðim Einvernehmen
mit dem betroffenen Mitgliedstaat� gestrichen;

b) es wird folgender Buchstabe e) angefügt:

Ðe) bei ˜nderungen des Anhangs VIIIa.�

10. Artikel 15 wird wie folgt geändert:

a) Der Einleitungssatz sowie der erste und zweite Gedan-
kenstrich von Absatz 1 Unterabsatz 1 erhalten folgende
Fassung:

Ð(1) Nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2
können Ausnahmen vorgesehen werden von

� Artikel 4 Absätze 1 und 2 in Bezug auf Anhang III
Teil A und Teil B, jedoch unbeschadet der Bestim-
mungen von Artikel 4 Absatz 5, sowie von Artikel
5 Absätze 1 und 2 und Artikel 13 Absatz 1 Ziffer i)
dritter Gedankenstrich in Bezug auf andere Anfor-
derungen gemäß Anhang IV Teil A Abschnitt I und
Anhang IV Teil B;
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� von Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii) im Falle von Holz,
wenn alternative Dokumente oder eine entspre-
chende Kennzeichnung gleichwertige Sicherheits-
garantien bieten.�

b) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

Ð(2) Nach denselben Verfahren wie bereits in Absatz
1 Unterabsatz 1 vorgesehen werden pflanzenschutz-
rechtliche Maßnahmen, die ein anderer Vertragspartner
des Übereinkommens über die Anwendung gesundheits-
polizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen
(SPS-Übereinkommen) für die Ausfuhr in die Gemein-
schaft anwendet, als den in dieser Richtlinie und ins-
besondere in Anhang IV dieser Richtlinie vorgesehenen
Maßnahmen gleichwertig anerkannt, wenn dieser an-
dere Vertragspartner der Gemeinschaft objektiv nach-
weist, dass er mit seinen Maßnahmen das entspre-
chende Pflanzenschutzniveau der Gemeinschaft erreicht,
und dies durch die Ergebnisse der Kontrollen, Unter-
suchungen und anderen Maßnahmen, die die Gemein-
schaft im Hoheitsgebiet dieses anderen Vertragspartners
mit dessen Einverständnis durchführt, bestätigt wird.

Auf Antrag eines oder mehrerer anderer Vertragspart-
ner des SPS-Übereinkommens nimmt die Kommission
Beratungen im Hinblick auf den Abschluss bilateraler
oder multilateraler Abkommen über die Anerkennung
der Gleichwertigkeit spezifischer pflanzenschutzrecht-
licher Maßnahmen auf.

(3) In Entscheidungen über Ausnahmen gemäß Ab-
satz 1 Unterabsatz 1 oder über die Anerkennung der
Gleichwertigkeit gemäß Absatz 2 ist vorzuschreiben,
dass das Ausfuhrland in jedem einzelnen Anwendungs-
fall amtlich sichergestellt haben muss, dass die Bedin-
gungen für die Gewährung der Ausnahme bzw. die
Anerkennung erfüllt sind, und es sind die Einzelheiten
dieser amtlichen Bestätigung festzulegen.

(4) In Entscheidungen gemäß Absatz 3 wird fest-
gelegt, ob die Mitgliedstaaten die anderen Mitgliedstaa-
ten und die Kommission über Anwendungsfälle einzeln
oder in Gruppen zusammengefasst unterrichten und in
welcher Weise diese Unterrichtung erfolgt.�

11. In Artikel 16 wird folgender Absatz 5 angefügt:

Ð(5) Sind der Kommission die Maßnahmen, die in An-
wendung der Absätze 1 oder 2 getroffen wurden, nicht
mitgeteilt worden oder hält sie die getroffenen Maßnahmen
für unzulänglich, so kann sie bis zur Sitzung des Ständigen
Ausschusses für Pflanzenschutz in Bezug auf die Pflanzen
oder Pflanzenerzeugnisse aus dem betreffenden Drittland
vorläufige Schutzmaßnahmen erlassen. Diese Maßnahmen
werden vom Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz nach
dem Verfahren des Artikels 19 so schnell wie möglich
bestätigt, geändert oder annulliert.�

12. Artikel 17 wird gestrichen.

13. Artikel 18 erhält folgende Fassung:

ÐArtikel 18

(1) Die Kommission wird von dem mit Beschluss
76/894/EWG (1) eingesetzten Ständigen Ausschuss für
Pflanzenschutz unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt
gemäß Artikel 7 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG
das Regelungsverfahren gemäß Artikel 5 dieses Beschlusses.

(3) Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG vorgesehene Frist wird auf einen Monat fest-
gesetzt.

___________
(1) ABl. L 340 vom 9.12.1976, S. 25.�

14. Artikel 19 erhält folgende Fassung:

ÐArtikel 19

Wird auf das Verfahren des Artikels 19 Bezug genommen,
so gilt folgendes:

a) Die Kommission teilt dem Rat und den Mitgliedstaaten
jeden Beschluss über Schutzmaßnahmen mit.

b) Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von einem
Monat nach der Mitteilung gemäß Buchstabe a) mit
dem Beschluss der Kommission befassen.

c) Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb ei-
nes Monats einen anderslautenden Beschluss fassen.�

15. Artikel 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

i) Der dritte Gedankenstrich erhält folgende Fassung:

ÐDurchführung oder Überwachung der Tätigkeiten,
die in den in Artikel 13a Absatz 5 genannten tech-
nischen Vereinbarungen spezifiziert sind.�

ii) Nach dem vierten Gedankenstrich werden folgender
fünfter und sechster Gedankenstrich eingefügt:

Ð� Überwachung nach Maßgabe der Vorschriften
über die Bedingungen, unter denen bestimmte
Schadorganismen, Pflanzen, Pflanzenerzeug-
nisse und sonstige Gegenstände gemäß Artikel
3 Absatz 7, Artikel 4 Absatz 5, Artikel 5 Ab-
satz 5 und Artikel 13a Absatz 3 für Versuchs-
zwecke, wissenschaftliche Zwecke oder Pflan-
zenzüchtungsvorhaben in die Gemeinschaft
oder bestimmte Schutzgebiete der Gemeinschaft
eingeführt oder innerhalb der Gemeinschaft
oder dieser Schutzgebiete verbracht werden
können,
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� Überwachung aufgrund von gemäß Artikel 15
erteilten Ermächtigungen im Rahmen von Maß-
nahmen, die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel
16 Absätze 1 oder 2 getroffen oder gemäß Ar-
tikel 16 Absätze 3 oder 5 erlassen haben.�

iii) Der achte Gedankenstrich erhält folgende Fassung:

Ð� Durchführung jeder anderen Aufgabe, die den
Sachverständigen in den Durchführungsbestim-
mungen gemäß Absatz 7 übertragen wird.�

b) In Absatz 5 Unterabsatz 2 erhält der dritte Satz fol-
gende Fassung:

ÐSoweit die erforderlichen Ausrüstungen nicht über den
Pflanzenschutzfonds gemäß Artikel 13b Absatz 8 finan-
ziert werden, trägt die Kommission dafür Sorge, dass
die Ausgaben im Zusammenhang mit solchen Anträgen
im Rahmen der für diesen Zweck im Gesamthaushalts-
plan der Europäischen Union verfügbaren Mittel erstat-
tet werden.�

16. In Artikel 24 Absatz 3 wird am Ende von Unterabsatz 2
folgender Satz angefügt:

ÐDie Gemeinschaft macht ihr Recht in diesem Falle durch
eine an den betreffenden Mitgliedstaat gerichtete Kommis-
sionsentscheidung geltend.�

17. Anhang VII Teil B wird wie folgt geändert:

a) Der Titel erhält folgende Fassung:

ÐB. Muster eines Pflanzengesundheitszeugnisses für die
Wiederausfuhr�.

b) In Feld 2 des Zeugnismusters wird die Bezeichnung
ÐPFLANZENSANIT˜RES WEITERVERSENDUNGSZEUG-
NIS� durch die Bezeichnung ÐPFLANZENGESUND-
HEITSZEUGNIS FÜR DIE WIEDERAUSFUHR� ersetzt.

18. Nach Anhang VIII wird folgender Anhang VIIIa eingefügt:

ÐANHANG VIIIa

Die durchschnittliche Standardgebühr gemäß Artikel 13b Absatz 3 wird wie folgt festgesetzt:

a) für Nämlichkeitskontrollen, auch im
Zusammenhang mit Dokumentenprü-
fungen

je Sendung

� bis zu einer LKW-Ladung, einer Gü-
terwagenladung oder einer Contain-
erladung vergleichbarer Größe

5 EUR

� größer 15 EUR

b) für Pflanzengesundheitsuntersuchungen
von:

� Stecklingen, Keimpflanzen, Jung-
pflanzen von Erdbeeren oder Gemü-
sen

je Sendung

� bis zu 10 000 Stück 15 EUR

� bis zu 50 000 Stück 30 EUR

� bis zu 100 000 Stück 45 EUR

� über 100 000 Stück 60 EUR

� Sträuchern, Bäumen (ausgenommen
gefällte Weihnachtsbäume), anderen
holzigen Baumschulerzeugnissen
einschließlich forstlichen Vermeh-
rungsguts (ausgenommen Saatgut)

je Sendung

� bis zu 1 000 Stück 15 EUR

� bis zu 4 000 Stück 30 EUR

� bis zu 16 000 Stück 45 EUR

� über 16 000 Stück 60 EUR

� Zwiebeln, Wurzelknollen, Wurzel-
stöcken, Knollen (ausgenommen
Kartoffelknollen)

je Sendung

� bis zu 200 kg Gewicht 15 EUR

� bis zu 800 kg Gewicht 30 EUR

� bis zu 3 200 kg Gewicht 45 EUR

� über 3 200 kg Gewicht 60 EUR
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� Samen, Gewebekulturen je Partie

� bis zu 100 kg Gewicht 15 EUR

� über 100 kg Gewicht 30 EUR

� anderen Pflanzen zum Anpflanzen,
die nicht anderweitig in dieser Ta-
belle aufgeführt sind

je Sendung

� bis zu 5 000 Stück 15 EUR

� bis zu 20 000 Stück 30 EUR

� bis zu 40 000 Stück 45 EUR

� über 40 000 Stück 60 EUR

� Schnittblumen, ˜sten mit Blattwerk,
Teilen von Nadelbäumen (aus-
genommen gefällte Weihnachtsbäu-
me)

je Sendung

� bis zu 20 000 Stück 15 EUR

� bis zu 120 000 Stück 30 EUR

� bis zu 500 000 Stück 45 EUR

� über 500 000 Stück 60 EUR

� gefällten Weihnachtsbäumen je Sendung

� bis zu 1 000 Stück 15 EUR

� bis zu 2 000 Stück 30 EUR

� über 2 000 Stück 45 EUR

� Blätterpflanzen (z B. Kräuter, Ge-
würze und Blattgemüse)

je Partie

� bis zu 100 kg 15 EUR

� über 100 kg 30 EUR

� Obst, Gemüse (ausgenommen Blatt-
gemüse)

je Sendung

� bis zu 25 000 kg Gewicht 15 EUR

� bis zu 100 000 kg Gewicht 30 EUR

� bis zu 400 000 kg Gewicht 45 EUR

� über 400 000 kg Gewicht 60 EUR

� Kartoffelknollen je Partie 25 EUR

� Holz (ausgenommen Verpackungs-
material aus Holz sowie Rinde)

je Sendung

� je m3 Volumen 0,2 EUR

� Verpackungsmaterial aus Holz je Sendung 15 EUR

� Erde und Nährsubstraten, Rinde je Sendung

� bis zu 25 000 kg Gewicht 15 EUR

� über 25 000 kg Gewicht 30 EUR

� Körnern je Partie

� bis zu 30 000 kg Gewicht 15 EUR

� über 30 000 kg Gewicht 50 EUR
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� anderen Pflanzen und Pflanzen-
erzeugnissen, die nicht anderweitig
in dieser Tabelle aufgeführt sind

je Partie 10 EUR

� Verpackungen (ausgenommen Ver-
packungsmaterial aus Holz), Trans-
portfahrzeugen

je Stück 5 EUR

Soweit eine Sendung nicht ausschließlich aus Erzeugnissen besteht, die der Beschreibung des jeweiligen
Gedankenstrichs entsprechen, werden die Teile der Sendung, die der Beschreibung entsprechen (wobei
es sich um eine oder mehrere Partien handeln kann) als separate Sendung behandelt.�

19. Wird in einer Bestimmung, ausgenommen die gemäß Ab-
satz 1 bis 18 dieses Artikels geänderten Bestimmungen, auf
das ÐVerfahren des Artikels 17� oder das ÐVerfahren des
Artikels 18� Bezug genommen, so gilt dieser Bezug als
Bezug auf das ÐVerfahren des Artikels 18 Absatz 2�.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis 1. Januar
2003 die erforderlichen Rechtsvorschriften, um dieser Richt-
linie nachzukommen. Sie unterrichten die Kommission unver-
züglich davon.

Sie wenden diese Vorschriften ab 1. Januar 2003 an.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, so neh-
men sie in diesen Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis

bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug.
Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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